Jahrgang 1922 Nr. 50. 


8 3 7 5 2 8 
Inhalt: Geſetz über die Errichtung eines Provinzialſynodalverbandes Grenzmark Poſen-Weſtpreußen, S. 415. — Geſetz über 
— Auderungen in dem Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, S. 418. — Geſeß zur 
Abänderung des Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 14. Januar 1921, S. 420. — Geſetz über Anderungen in dem 
Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen mittleren Schulen, S. 421. — Geſetz, betreffend Erweiterung des 
Stadikreiſes Kiel, S. 223. — Geſetz zur Anderung, des Geſetzes über die Entjchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des 
Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921, S. 423. — Berichtigung des HGeſetzes über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1922 vom 4. Auguſt 1922, S. 425. — Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnungen, betreffend - 
vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, vom 6. und 20. Juni 1922, S. 426. — 
Bekanntmachung, betreffend den Bezugspreis der Preußiſchen Gejekfammlung, S. 426. — Verordnung über das Inkrafttreten 
des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinziallandtagen und zu den Kreiskagen, vom 3. Dezember 1920 hinſichtlich der Wahlen 
zu den Kreistagen für die Kreiſe Neuſtadt, Oppeln, Kreuzburg, Leobſchütz und Coſel der Provinz Oberſchleſien, ©. 427. — Bekannt: 
machung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 427.— 
Berichtigung, S. 480. ; 


2 


Vom 7. November 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

= Artikel 1. an = 
Die Geſetze vom 3. Juni 1876, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den neun 
älteren Provinzen (Geſetziamml. S. 125), und vom 18. Juni 1895, betreffend die Vertretung der 
Kreis und Provinzialſynodalverbände in vermögensrechtlichen Angelegenheiten (Geſetzſamml. S. 27 1), 
finden auch in Anſehung des durch die anliegende Notverordnung der Landeskirche der älteren 
Provinzen vom 15. November 1921 neugeſchaffenen Provinzialſynodalverbandes der Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen und ſeiner Organe Anwendung. EEE, 
Ss V!n u „„ 
Dias Staatsminiſterium wird ermächtigt, bei den im § 2 der genannten Notverordnung vor. 
geſehenen Ausführungsmaßnahmen, ſoweit dieſe im einzelnen einer weiteren ſtaaklichen Mitwirkung 
bedürfen, die erforderlichen Maßnahmen zu treſſen. et 2 2 
a Wiek 8 En 
Dier Finanzminiſter und der Minifter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung werden 
ermächtigt, die zur Errichtung eines Konſiſtoriums für die Grenzmark Poſen-⸗Weſtpreußen erforder⸗ 
lichen Mittel bis zur Übernahme auf den Staatshaushalt außerplanmäßig bereitzuſtellen. 
= | Artikel 4. 1 RR 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
 Gejehfanmlung 1922. Gr 1238012389. f +70 
Ausgegeben zu Berlin, den 25. November 1922. 


Gn 12380) Sees über die Errichtung eines Provinzialſynodalverbandes Grenzmark Poefen Meftpreufen. 


= re = MO 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 5 

f Berlin, den 7. November 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Boelitz. 


(Siegel.) 


Anlage. 


Vom 15. November 1921. 


Auf Grund des § 34 Nr. 3 der Generalſynodalordnung vom 20. Januar 1876 wird, nachdem der 
Generalſynodalvorſtand ſowohl die Unaufſchiebbarkeit anerkannt als auch dem Inhalte dieſes Erlaſſes zu- 
geſtimmt hat, bis zum Inkrafttreten der neuen Verfaſſung der evangeliſchen Landeskirche der älteren Provinzen 
verordnet, was folgt: 

n 8 1. — 


ö Die in Preußen verbliebenen Neſtverbände des Provinzialſynodalverbandes Weſtpreußen, ſoweit fie 
weſtlich der deutſch⸗polniſchen Grenzen liegen, und die in Preußen verbliebenen Reſtverbände des Provinzial⸗ 
ſynodalverbandes Poſen werden miteinander zu einem beſonderen Provinzialſynodalverbande (Grenzmark Poſen⸗ 
Weſtpreußen) im Sinne des $ 58 der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. September 1873 
vereinigt. . 
8 2. 


Derr Evangeliſche Oberkirchenrat wird ermächtigt, unter Mitwirkung des Generalſynodalvorſtandes die 
zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen Beſtimmungen zu treffen. 


8 3. 
Dieſer Erlaß tritt mit dem Tage feiner Verkündung in Kraft. 
Berlin⸗Charlottenburg, den 15. November 1921. 


Der Evangeliſche Landeskirchenausſchuß. 
D. Moeller. 


5 Notverordnung über die Errichtung eines Provinzialſynodalverbandes Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen. 


(Nr. 12381.) Geſetz über Anderungen in dem Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den 
a öffentlichen Volksſchulen. Vom 9. November 1922. 


i Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


N a Artikel J. N 2 
Das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 623) 
in der Faſſung der Geſetze vom 24. November 1921 (Geſetzzamml. S. 563) und 13. April 1922 
Geſetzſamml. S. 99) und der Verordnung über eine Erhöhung der Ausgleichszuſchläge vom 
22. September 1922 wird wie folgt geändert: e 


. 
= 
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i 9 1. 
Im § 1 Abſ. 1 werden die Grundgehaltsſätze erhöht: 

bei Gruppe 1 auf 17300 — 18100 — 18800 — 19500 — 20200 — 
20900 — 21600 — 22300 — 23000 Mark monatlich; 

bei Gruppe 2 auf 19600 — 20500 — 21400 — 22300 — 23200 — 
24100 — 25000 — 25900 Mark monatlich; 

bei Gruppe 3 auf 21500 — 22600 — 23700 — 24800 — 25900 — 
27000 — 28100 — 29100 Mark monatlich. 5 


92. 1 

Im 8 6 Abſ. 2 wird der Einzahlungsbetrag für die Anrechnung privaten Schuldienſtes von 
10 000 Mark auf 12000 Mark für Lehrer und von 9000 Mark auf 10 800 Mark für Lehre⸗ 
rinnen erhöht. Der Abſ. 4 des $ 6 erhält folgende Faſſung: 5 

Die nach den bisherigen Beſtimmungen bereits erfolgte Anrechnung von Privat⸗ 
ſchuldienſtzeit wird hierdurch nicht berührt. Soweit in der Zeit vom 1. Oktober bis 
31. Oktober 1922 noch Einzahlungen nach den im Auguſt 1922 gültigen Vorſchriften 
oder in der Zeit vom 1. November bis 30. November 1922 noch Einzahlungen nach 
den vom 1. September 1922 ab geltenden Sätzen geleiſtet ſind oder werden, findet 
die Anrechnung der Privatſchuldienſtzeit nach den im Auguſt bzw. vom 1. September 1922 
ab gültigen Beſtimmungen ſtatt. 

8 3. 

1. Bis zur anderweiten Regelung durch den Staatshaushaltsplan oder durch beſonderes 
Geſetz erhalten die auftragsweiſe in freien planmäßigen Schulſtellen vollbeſchäftigten und die einſt⸗ 
weilig angeſtellten Lehrer bis zur Vollendung des ſiebenten Dienſtjahrs zur Grundvergütung nebſt 
Ausgleichszuſchlägen einen Notzuſchlag in der Höhe, daß Grundvergütung, Ausgleichszuſchläge und 
Notzuſchlag (ohne Frauenbeihilfe) zuſammen betragen: 

95 — 95 98. 100 100 100. 100 


vom Hundert des Anfangsgrundgehalts nebſt Ausgleichszuſchlägen der Gruppe 1. Lehrerinnen 


erhalten die Bezüge um 10 vom Hundert gekürzt. 
2. Die Sätze 1 und 2 im Abf. 1 des § 18 werden entſprechend geändert. 


ar 8 4. 
Im § 12 Abſ. 1 wird der letzte Satz geſtrichen. 


§ 5. a 
Im 8 25 erhält Ziffer 1 Abſ. 1 (Artikel I § 4 des Gefetzes, betreffend die Penſtonierung 
der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 8. Juli 1885/10. Juni 1907 
— Geſetzſamml. S. 298 und S. 133 —) folgende Faſſung: 
1. Der Berechnung des Ruhegehalts wird das von dem Lehrer (Lehrerin) auf Grund des 
Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes zuletzt bezogene Dienſteinkommen (Grundgehalt 
oder Grundvergütung und Ortszuſchlag) zugrundegelegt. Dabei wird der Ortszuſchlag 
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u 


mit dem ungekürzten Satze der Ortsklaſſe B — auch bei den verheirateten Lehrerinnen — 
angerechnet. Dieſer Satz gilt auch für diejenigen Lehrer (Lehrerinnen), denen eine 
Dienſtwohnung gewährt war. Anrechnungsbeträge auf Grund der SS 12 und 17 des 
Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes werden dem tatſächlich bezogenen Dienſt— 
einkommen hinzugerechnet. 

8 6. 


Im 8 26 Ziffer 1 (8 3 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen der Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen, vom 4. Dezember 1899/10. Juni 1907 
— Geſetzſamml. S. 567 und S. 137 —) iſt an Stelle von „3 000 Mark“ „3 000 Mark monat⸗ 
lich“ zu ſetzen. 

SL 


In den SS 41 Abſ. 1 unter bb, 42 Abſ. 1 unter b und 46 Ziffer 3 unter a wird der 
Betrag von 4500 Mark durch 25 000 Mark jährlich erſetzt. Der gleiche Betrag iſt auch im 
§ 41 Abſ. 1 unter ce und dd und im § 42 unter e und d anzuſetzen. 

In den SS 41 Abf. 1 unter ee, 42 Abſ. 1 unter e und 46 Ziffer 4 unter a tritt an die 
Stelle des Betrags von 1800 Mark der Betrag von 8400 Mark jährlich. Der gleiche Betrag 
gilt auch für § 41 Abſ. 1 unter ff und 42 Abf. 1 unter k. 


88. 
Der § 58 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

Die im § 46 Ziffer 3 bezeichneten Schulverbände (Schulgemeinden) haben auf 
die Zeit vom 1. Oktober 1922 bis 31. März 1924 für jede dort genannte Schul⸗ 
ſtelle einen Beitrag von jährlich 26000 Mark nebſt einem Zuſchlage von 20 vom 
Hundert und die in Ziffer 4 bezeichneten Schulverbände (Schulgemeinden) für jede da⸗ 
ſelbſt genannte Schulſtelle auf den gleichen Zeitraum einen Betrag von 32 500 Mark 
nebſt einem Zuſchlage von 20 vom Hundert an die Landesſchulkaſſe an Stelle der 
geſetzlichen Vorausleiſtung zu zahlen. 


a 9 9 

Im $ 47 Abſ. 1 werden „100 Millionen“ und im Abſ. 3 „400 Millionen“ durch „480 Mil⸗ 
lionen“ erſetzt. 5 ; 

Im 9 47 Abſ. 3 und im § 49 Abf. 1 werden „200 Millionen“ durch „240 Millionen“ erſetzt. 

Artikel II. 
81. 

1. Die am 30. September 1922 im Dienſte befindlichen endgültig und einſtweilig angeſtellten 
ſowie die auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer Lehrerinnen) werden mit ihrem bisherigen, dem 
Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz entſprechenden Beſoldungs- und Vergütungsdienſtalter in die 
neuen Dienſtbezüge eingewieſen. a 

2. Iſt ein Lehrer (Lehrerin) mit Wirkung von einem Tage zwiſchen dem 30. September 1922 
und dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes in eine andere Beſoldungsgruppe übergetreten, ſo 
wird das Beſoldungsdienſtalter in der neuen Beſoldungsgruppe nach Maßgabe der bisherigen 
Grundgehaltsſätze, bei ſpäterem Übertritte nach Maßgabe der neuen Sätze berechnet. 
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Artikel IH. 
1.83 des Geſetzes, betreffend die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 (Gefegfamml. S. 298) wird wie folgt geändert: 
Der Monatsbetrag des Ruhegehalts iſt auf volle Mark nach oben abzurunden. 
2. Der durch das Geſetz vom 13. April 1922 hinzugefügte Zuſatz zu $ 3 des Geſetzes, 
betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an den öffentlichen Volksſchulen, 
vom 4. Dezember 1899 (Geſetzſamml. S. 587) lautet künftig wie folgt: 
Der Monatsbetrag des Witwengeldes iſt auf volle Mark nach oben abzurunden. 


3. Der Zufab zu § 4 desſelben Geſetzes wird durch folgenden Wortlaut erſetzt: 
Der Monatsbetrag des Waiſengeldes iſt auf volle Mark nach oben abzurunden, 


Artikel IV. 


Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der Lehrer an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen, vom 4. Dezember 1899/10. Juni 1907 (Gefekfamml. S. 587 und 137) 
wird wie folgt geändert: 8 

Im 8 3 Abſ. 1 iſt an Stelle von „vierzig vom Hundert“ zu ſetzen „ſechzig 
vom Hundert“, 
Artikel V. 


Mit Wirkung vom Tage des Inkrafttretens dieſes Geſetzes find die Bezüge der Ruhegehalts⸗ 
empfänger und Hinterbliebenen nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes neu zu regeln. Das Volks⸗ 
ſchullehrer-Altruhegehaltsgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. S. 655) findet mit der 
Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des 1. April 1920 der 1. Oktober 1922 und an die Stelle 
des Ortszuſchlagsdurchſchnitts der Satz der Ortsklaſſe B tritt. 5 


Artikel VI. 

Die neuen Sätze der Grundgehälter und Ortszuſchläge werden der Berechnung der Ruhe⸗ 
gehälter nur mit der Maßgabe zugrundegelegt, daß ſich keine höheren Ruhegehälter ergeben, als 
ſie die in den Ruheſtand verſetzten Reichsbeamten bei gleichem ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommen 
und gleicher ruhegehaltsfähiger Dienſtzeit erhalten. Dasſelbe gilt ſinngemäß für die Hinterbliebenen. 


Artikel VII. 
Bei Feſtſtellung des Bedarfs der Landesſchulkaſſe für die Rechnungsjahre 1922 und 1923 
find die neuen Dienſteinkommenserhöhungen mit zu berückſichtigen. 


— 


Artikel VIII. 
i Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erlaſſen der Unterrichtsminiſter, der Finanz 
miniſter und der Miniſter des Innern. Der Unterrichtsminiſter und der Finanzminiſter ſind ins⸗ 
beſondere ermächtigt, zum Ausgleiche von Härten Zuſchüſſe zum Verſorgungszuſchlage (8 23 des 
Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 17. Dezember 1920 — Geſetzſamml. S. 135) zu gewähren. 


Artikel IX. 

Der Anterrichtsminiſter wird ermächtigt, das Geſetz über das Dienſteinkommen der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz) vom 
17. Dezember 1920 (Gefekfamml. S. 623) in der durch die bisher ergangenen Abänderungsgeſetze 
gegebenen Faſſung durch die Preußiſche Geſetzſammlung bekanntzugeben. 


Artikel X. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 ab in Kraft. 


Dass vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 9. November 1922. 


en Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
= Braun. Severing. v. Richter. Boelitz. 


Gr. 12382.) Geſetz zur Abänderung des Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes vom 14. Januar 1921 
= 2 (Geſetzſamml. S. 325). Vom 9. November 1922. f 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: N . N 
Das Geſetz über die Beſoldung der Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen mittleren Schulen 
Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz MD) vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 325) 
wird wie folgt abgeändert: SR 
Artikel J. 5 
An Stelle des § 1 Abſ. 1 bis 3 treten folgende Beſtimmungen: 
8 (1) Die endgültig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen, nichtſtaatlichen mittleren 
Schulen erhalten als Grundgehalt: - a 
a) in Gruppe 1: 6800 — 7400 — 8 000 — 8 600 — 9 100 — 9 600 — 9 900 — 
10 200 Mark jährlich; i 
b) in Gruppe 2: 7 600 — 8300 — 9 000 — 9600 — 10 200 — 10 800 11100 — 
11400 Mark jährlich; = 
e) in Gruppe 3: 8 400 — 9 200.— 10 000 — 10 800 — 11 300 11800 — 12 300 — 
12 600 Mark jährlich. i . 188 
e) Zur Gruppe 1 gehören alle Lehrer und Lehrerinnen, die nicht zur Gruppe 2 oder 3 gehören. 
ee Zur Gruppe 2 gehören die nicht als Leiter oder Leiterin von Schulen mit mindeſtens 
vier hauptamtlichen Lehrkräften angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen, denen von der Schulaufſichts⸗ 
behörde eine Beförderungsſtelle verliehen iſt. Die Beförderungsſtelle darf nicht vor Erreichung 
eines Beſoldungsdienſtalters von neunzehn Jahren und nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach 
Erreichung des Höchſtgehalts der Gruppe 1 verliehen werden. 
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Artikel II. 
Zu § 4 tritt als Abſ. 3 folgende Beſtimmung: 5 
Lehrer oder Lehrerinnen, welche die Reife einer anerkannten höheren Lehranſtalt erreicht und 
nach einem Hochſchulſtudium von wenigſtens drei Jahren die Prüfung für die Anſtellung als Mittel⸗ 
ſchullehrer abgelegt haben, können auch vor Zurücklegung einer anrechnungsfähigen Schuldienſtzeit 


von ſieben Jahren endgültig als Mittelſchullehrer angeſtellt werden, wenn ſie das ſiebenundzwanzigſte 
Lebensjahr vollendet haben. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird mit dem Hinweiſe verkündet, daß 
die Grundgehaltsſätze inzwiſchen durch die Geſetze vom 24. November 1921 (Geſetzſamml. S. 566) 
und vom 27. April 1922 (Geſetzſamml. S. 105) mit Wirkung vom 1. Oktober 1921 und vom 
1. April 1922 ab anderweit feſtgeſetzt find. Die verfaſſungsmäßigen Rechte des Staatsrats ſind 
gewahrt. 

Berlin, den 9. November 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. Severing. v. Richter. Boelitz. 
9 6 


Gr. 12 383.) Geſetz über Anderungen in dem Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen mittleren Schulen. Vom 17. November 1922. 


; Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 5 
Das Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 325) 
wird wie folgt abgeändert: N N 
Se 
Im 9 1 Abſ. 1 werden die Grundgehaltsſätze geändert wie folgt: 
Gruppe 1 19 600 — 20 500 — 21400 — 22 300 — 23 200 — 24 100 — 25 000 — 
25 900 Mark monatlich; 
Gruppe 2 21 500 — 22 600 — 23 700 — 24 800 — 25 900 — 27 000 — 28 100 — 
29 100 Mark monatlich; i b N 
Gruppe 3 24 400 — 25800 — 27 200 — 28 600 — 30 000 — 31400 — 32 700 — 


34 000 Mark monatlich. 
i 9 2. 

Im 8 4 erhält Abſ. 3 folgende Faſſung: 

Lehrer (Lehrerinnen), die die Prüfung für das höhere Schulamt oder das Pfarramt beſtanden 
haben, ſowie Lehrer (Lehrerinnen), die die Reife einer anerkannten höheren Lehranſtalt erreicht 
und nach einem Hochſchulſtudium von wenigſtens 3 Jahren die Prüfung für die Anſtellung als 
Mittelſchullehrer abgelegt haben, können auch vor Zurücklegung einer anrechnungsfähigen Schul⸗ 


5 dienſtzeit von ſieben Jahren endgültig als Mittelſchullehrer angeſtellt werden, wenn ſie das 27. Lebensjahr 


vollendet haben. Bei der Feſtſtellung des Beſoldungsdienſtalters dieſer Lehrer (Lehrerinnen) findet 
der § 3 Abſ. 2 Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz finngemäß Anwendung. 
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§ 3. 
() Im § 8 Abſ. 1 erhält Satz 3 folgende Faſſung: ö 
Daneben erhalten dieſe Lehrer und Lehrerinnen einen Notzuſchlag in der Höhe, daß Grund— 
vergütung, Ausgleichszuſchläge und Notzuſchlag (ohne Frauenbeihilfe) zuſammen betragen im erſten 
und zweiten Dienſtjahre 95, im dritten Dienſtjahre 98 und vom vierten Dienſtjahr ab 100 vom 
Hundert des in Satz 1. gedachten Grundgehalts und des Ausgleichszuſchlags. 
(2) Satz 4 wird geſtrichen. 9 4 


Im 8 20 Abſ. 1 unter b wird der Betrag von 4.000 Mark durch 25 000 Mark erſetzt. 


5 Artikel IL 

() Die am 30. Seplember 1922 im Dienfte befindlichen endgültig und einſtweilig angeſtellten 
ſowie die auftragsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer (Lehrerinnen) werden mit ihrem bisherigen, dem 
Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz entſprechenden Beſoldungs⸗ und Vergütungsdienſtalter in die 
neuen Dienſtbezüge eingewiefen. 

(2) IE ein Lehrer (Lehrerin) mit Wirkung von einem Tage zwiſchen dem 30. September 1922 
und dem Tage der Verkündung dieſes Geſetzes in eine andere Beſoldungsgruppe übergetreten, ſo 
erfolgt die Berechnung des Beſoldungsdienſtalters in der neuen Beſoldungsgruppe nach Maßgabe 
der bisherigen Grundgehaltsſätze, bei ſpäterem Übertritte nach Maßgabe der neuen Sätze. 


f Artikel III. 

Bei Feſtſtellung des Bedarfs der Landesmittelſchulkaſſe für das Rechnungsjahr 1923 ſind die 
im Artikel I angeordneten Dienſteinkommenserhöhungen, bei Verteilung des Bedarfs auf die Schul⸗ 
unterhaltungsträger die im Artikel I § 4 vorgeſehene Erhöhung der Vorausleiſtung mit zu be⸗ 
rückſichtigen. 

Artikel IV. ; 

Der Anterrichtsminiſter wird ermächtigt, das Geſetz über die Beſoldung der Lehrer und 
Lehrerinnen an den öffentlichen mittleren Schulen (Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz) vom 
14. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 325) in der durch die bisher ergangenen Abänderungsgeſetze 
gegebenen Faſſung durch die Preußiſche Geſetzſammlung bekanntzugeben. N 


Artikel V. 
() Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 1922 ab, die Beſtimmung im Artikel J 
§ 2 jedoch mit Wirkung vom 1. April 1920 ab in Kraft. 
(2) Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erlaſſen der Anterrichtsminiſter, der 
Finanzminiſter und der Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. s ; 
Berlin, den 17. November 1922. 
ee) Das Preuß ſche Staatsminiſterium. 
Siegel) Braun. Severing. v. Richter. Boelitz. 
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r. 12384.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Kiel. Vom 14. November 1922. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


f 8 i 
Die Landgemeinden Holtenau und Pries ſowie der Gutsbezirk Friedrichsort werden mit dem 
1. Oktober 1922 von dem Landkreis Eckernförde abgetrennt und unter den der Begründung zu 
dem Entwurfe dieſes Geſetzes als Anlage I und II beigefügten, von dem Negierungspräfidenten 
durch das Amtsblatt der Regierung zu Schleswig zu veröffentlichenden Bedingungen der Stadt⸗ 
gemeinde und dem Stadtkreiſe Kiel einverleibt. 


§ 2. 
Für die in den erſten zwölf Jahren nach der Eingemeindung ſtattfindenden Wahlen wird die 
Zahl der zu wählenden Stadtverordneten gemäß § 1 der Verordnung vom 31. Januar 1919 
Geſetzſamml. S. 15) nach der Einwohnerzahl Alt Kiel beſtimmt, zu welcher Zahl die gemäß 
Ziffer 1 der Anlage J zu wählenden Stadtverordneten hinzutreten. 5 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 14. November 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Siegel.) 


(Nr. 12385.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten 
des Preußiſchen Landtags vom 23. April 1921 (Gef etzſamml. S. 361). Vom 16. November 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. i 
Das Geſetz über die Entſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des Preußiſchen Land- 
tags vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361) wird wie folgt geändert: 
1. Im § 1 Abſ. 1 erhält die Nr. 2 folgende Faſſung: a BAER, 
von dem Tage vor dem erſten Zuſammentritte des Landtags an bis zum Ende des 
Monats, in dem der Landtag aufgelöſt wird oder in dem feine Wahldauer abläuft, 
eine Aufwandsentſchädigung von monatlich fünfunddreißigtauſend Mark. Hierzu tritt 
der bei den Beamtengehältern vorgeſehene allgemeine gleiche prozentuale Ausgleichs⸗ 
zuſchlag. Die Aufwandsentſchädigung iſt an jedem Monatserſten im voraus zu zahlen. 
Gehört ein Mitglied während eines Kalendermonats zwei aufeinanderfolgenden Land- 
tagen an, ſo darf ihm nicht mehr gezahlt werden als der Monatsbetrag an Aufwands⸗ 
entſchädigung nebſt Ausgleichszuſchlag. 
Geſetznammlung 1922. (Nr. 1238012389.) 71 


Der 8 2 wird wie folgt gefaßt: 


82. 

() Für Ausſchußſitzungen an Tagen, an denen keine Vollſitzung des Landtags 
ftattfindet, erhalten die Auzſchußmitglieder außer der Aufwandsentſchädigung nebſt dem 
Ausgleichszuſchlag ein Tagegeld für jeden Tag ihrer Anweſenheit, die durch das Sitzungs⸗ 
protokoll des Ausſchuſſes nachgewieſen iſt. Das Tagegeld beträgt ein Dreißigſtel der 
im § 1 Abſ. 1 Nr. 2 genannten Aufwandsentſchädigung nebſt dem Ausgleichszuſchlag. 


e) Abſ. 1 findet auch Anwendung, wenn ein Mitglied des Landtags an einer 
Beſprechung teilnimmt, zu der es von einem Miniſterium eingeladen iſt. 
Der $ 3 Abf. 1 erhält folgende Faſſung: 5 
Für jeden Tag, an dem ein Mitglied des Landtags der Vollſitzung ferngeblieben 
oder gemäß der Geſchäftsordnung für den Preußiſchen Landtag ausgeſ ſchloſſ en iſt, wird 
von der Entſchädigung ein Betrag in Höhe von einem Dreißigſtel der im § 1 Abf. 1 
Nr. 2 genannten Aufwandsentſchädigung nebſt dem Ausgleichszuſchlag e 
Hinter § 3 wird folgender § 3a eingefügt: i 
Die in den $$ 1 bis 3 feſtgeſetzten W ſind > volle Mark 110 oben 
abzurunden. a 
Der 9 6 erhält folgende Songs 
Der Präſident des Landtags erhält für die Dauer ſeines Amtes außerdem eine 
monatliche Aufwandsentſchäbigung von einem Viertel der jeweiligen Bezüge der Ab⸗ 
5 
Artikel Hs 


a Dices Geſch tritt am 1. November 1922 in Kraft. Mit demſelben enge treten die Geſetze 
zur Anderung des Geſetzes vom 23. April 1921 (Geſetzſamml. S. 361), ſoweit e noch nn 5 
N außer Kraft. ; 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 16. November 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Giegel) Braun. Sevye xing. v. Richter. 


2 > 


(Nr. 12386.) Berichtigung des Geſetzes über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungs⸗ 
jahr 1922 vom 4. Auguſt 1922 (Geſetzſamml. S. 219). Vom 15. November 1922. 


Dem Geſetz über die Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsſahr 1922 vom 4. Auguſt 1922 
(Geſetzſamml. S. 219) tritt nach der richtigen, vom Landtage beſchloſſenen Faſſung folgende Anlage hinzu: 


Dritte Anlage zum Haushaltsgeſetze. 
. ˙ DAUSYMESGEIEBE, 


Anlage 


zu $ 5 des Geſetzes über die Feſtſtellung des Haushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1922. 


Verzeichnis 


derjenigen Nachweiſungen von Staatsnebenfonds, auf deren Mitteilung 
i für das Rechnungsjahr 1922 verzichtet wird. i 


1. Nachweiſung von den Einnahmen und Ausgaben derjenigen der alleinigen Verfügung des Staates 


unterliegenden beſonderen Vermögensmaſſen, die Rechtsfähigkeit beſitzen und ganz oder zum Teil zu ſolchen 
Zwecken beſtimmt ſind, für die auch allgemeine Staatsmittel verwendet werden, und zwar im Bereiche der: 


a) Forſtverwaltung (Beilage B zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

b) Berg⸗ uſw. Verwaltung (Beilage 3 zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

c) Handels- und Gewerbeverwaltung (Beilage B zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 
d) Juſtizverwaltung (Beilage B zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

e) Verwaltung des Innern (Beilage A zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

4) Landwirtſchaftliche Verwaltung (Beilage K zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 


8) Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung (Beilage 13 zum Sonder⸗ 
haushalt dieſer Verwaltung), 


h) Verwaltung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt (Beilage A zum Sonderhaushalt dieſer Ver⸗ 
waltung) 
2. Nachweiſung derjenigen beſonderen Vermögensmaſſen, die der alleinigen Verfügung des Staates 


unterliegen, Rechtsfähigkeit beſitzen und zu ſolchen Zwecken beſtimmt ſind, für die allgemeine Staatsmittel 
nicht verwendet werden, und zwar im Bereiche der: 


a) Domänenverwaltung (Beilage II zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

b) Forſtverwaltung (Beilage C zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

e) Berg⸗ uſw. Verwaltung Beilage 4 zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

d) Handels- und Gewerbeverwaltung (Beilage O zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

e) Juſtizverwaltung (Beilage C zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung), 

f) Verwaltung des Innern (Beilage B zum Sonderhaushalt dieſer Verwaltung)) 

8) Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung (Beilage 15 zum Sonder⸗ 
haushalt dieſer Verwaltung), 5 


hn) Verwaltung des Miniſteriums für Volkswohlfahrt (Beilage B zum Sonderhaushalt dieſer Ver⸗ 
waltung). 


N 
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Der erſten Anlage zum Geſetz über die Feststellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 2 
ar uU) der richtigen, vom Landtage beſchloſſenen Faſſung folgender Vermerk hinzu: = 


Vermerk zu Kap. 4a, 20, 21, 21a, 43a bis 139: Die Fonds der einzelnen A lee 
für die laufende Unterhaltung der Dienſtgebände und ſonſtigen Staatsgebäude ſowie der dazu 
gehörigen Gärten übertragen ſich untereinander ſowie mit dem zu gleichem Zweck ausgebrachten 
Fonds im Eptraordinarium des Haushalts des Finanzminiſteriums Kap. 14 Tit. 14. 


Berlin, 1 15. November 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


r 


(Mr. 12387.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnungen, betreffend vorläufige Anderungen 
von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, vom 6. und 
20. Juni 1922 (Geſetzſamml. S. 128 und 52: Vom 7. November 1922. 


8 auf Grund des Artikel 1 $ 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächtigung des Juſtizminiſters 
und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen 0 der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung 
des Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 115) erlaſſenen Verordnungen, betreffend vorläufige Anderungen von 
Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags, vom 6. 19 20. Juni 1922 (Geſetzſamml. 
i S. 128 und 157) hat der Preußiſche Landtag genehmigt. 


Berlin, den 7. November 1922. ä 
as ; Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung: 
Mügel. 


N Gr. 12388.) Bekanntmachung, Beizerfenb den 5 der „ Oetesfemmbing Vom 
= 13. November 1922. 


a, Abänderung der Bekanntmachung vom 18. Sehnde 1922 (Geſetzſamml. S. 295) wird der Wee e, 
für das erſte Vierteljahr 1923 auf 500 Mark feſtgeſetzt. 


Berlin, u 13. November 1922. 


Das Preußiſche Stastöntniferhun.. 


N 


. 


(Rr. 12389.) Verordnung über das Inkrafttreten des Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinzial⸗ 
landtagen und zu den Kreistagen, vom 3. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 1) hinſichtlich 
der Wahlen zu den Kreistagen für die Kreiſe Neuſtadt, Oppeln, Kreuzburg, Leobſchütz und 
Coſel der Provinz Oberſchleſien. Vom 18. November 1922. 


Die Verordnung vom 21. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 118) über die Ausſetzung des Inkrafttretens des 
Geſetzes, betreffend die Wahlen zu den Provinziallaudtagen und zu den Kreistagen, wird, ſoweit ſie die Wahlen 
zu den Kreistagen betrifft, für die Kreiſe Neuſtadt, Oppeln, Kreuzburg, Leobſchütz und Coſel der Provinz 
Oberſchleſien aufgehoben. 

Mit der Verkündung dieſer Verordnung tritt das Geſetz, betreffend die Wahlen zu den Provinzial⸗ 
landtagen und zu den Kreistagen, hinſichtlich der Wahlen zu den Kreistagen für die Kreiſe Neuſtadt, Oppeln, 
Kreuzburg, Leobſchütz und Cofel in Kraft. 

Berlin, den 18. November 1922. 


— 


Der Miniſter des Innern. 
Severing. 


Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. Mai 1922, betreffend die Genehmigung dis 
von der Generalverſammlung des Neuen Brandenburgiſchen Kredit⸗Inſtituts am 29. April 1922 
beſchloſſenen Nachtrags zu den ſtatutariſchen Beſtimmungen des Inſtituts, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 31 Sonderbeilage, ausgegeben am 
5. Auguſt. 1922, 


der Regierung in Frankfurt a. O. Nr. 31 Sonderbeilage, ausgegeben am 5. Auguſt 1922, 
al » 


» » » Magdeburg » » 2:06 15922, 
» » » Stettin 32 » » wel. 0% 1922, 
» » » Köslin » 32 » » » 12. „ 1922 
* » » Liegnitz » 31 » » 9 5% 1922, und 
» » * Schneidemühl 33 5 » v 26. » 1922; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Juni 1922, betreffend die Genehmigung der 
von der Generalverſammlung der Neuen Pommerſchen Landſchaft für den Kleingrundbeſitz am 
24. März 1922 beſchloſſenen Anderungen der Satzungen der Landſchaft, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Stettin Nr. 30 S. 218, ausgegeben am 29. Juli 1922, 
» » Köslin » 30 » 166, » » 29, » 1922, und 
» » »Stralſund » 32 „ 129, » » 12, Auguft 1922; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen a. d. Ruhr, 
zum Bau einer 100 000-Boltleitung von Herchen (Siegkreis) nach Kreuztal (Kreis Siegen) nebſt 
Schaltſtation und Anſchlußgleis in den Kreiſen Siegkreis, Altenkirchen und Siegen, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Köln Nr. 41 S. 329, ausgegeben am 7. Oktober 1922, 
* 


» » Coblenz » 40 » 239, » » 9. September 1922, und 
33 »»Arnsberg » 35 „ 423, » » 2. » 1922; 


og 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung 1 
des Enteignungsrechts an das Weſtfäliſche Verbands⸗Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Dortmund, 


für den Bau zweier Hochſpannungsfreileitungen nebſt zugehörigen Transformatorenſtationen und 
jonftigem Zubehör 

a) von Fröndenberg nach Neheim in den Kreiſen Iſerlohn, Arnsberg, Hamm und Soeſt, 

b) von der Möhnetalſperre nach Soeſt im Kreiſe Soeſt, ö ; 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 486, ausgegeben am 21. Oktober 1922; 


„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. Auguſt 1922, betreffend die Genehmigung 


der von der 50. Generalverſammlung der Mitglieder der Schleswig -Holſteiniſchen Landſchaft am 
29. Juni 1922 beſchloſſenen Anderungen der Satzung der Landſchaft, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Schleswig Nr. 44 S. 388, ausgegeben am 21. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 30. Auguſt 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Landgemeinde Pegeſtorf im Kreiſe Hameln für die Erweiterung des 


Friedhofs, durch das Amtsblatt der Regierung in Hannover Nr. 37 S. 195, ausgegeben am 


10. 


16. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Stratsminifteriums vom 4. September 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Uberlandzentrale Belgard, Aktiengeſellſchaft in Belgard a. Perſ., für 
die Umgeſtaltung und den Ausbau des Stromnetzes im Kreiſe Deutſch Krone, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Schneidemühl Nr. 38 S. 129, ausgegeben am 30. September 1922; a 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. September 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Kreis⸗Elektrizitätsgeſellſchaft Marienburg, G. m. b. H. in Marienburg, 
zum Bau des Kreismittelſpannungsnetzes, der Transformatorenſtationen und der Ortsnetze im Kreiſe 
Marienburg, durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 38 S. 176, ausgegeben am 
23. September 1922; s N 


„der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. September 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an das Weſtpreußiſche Überlandwerk, G. m. b. H. in Marienwerder, für 
den Bau von Ülberlandleitungen in den Kreiſen Stuhm und Marienwerder, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Marienwerder Nr. 40. S. 183, ausgegeben am 7. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. September 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an das Märkiſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für den Bau 


1165 


12. 


in Holſtein, für die Anlagen zur Leitung un 


einer 50 000 Hochvoltleitung von dem Kraftwerke Finkenheerd bei Brieskow über Frankfurt a. O.⸗Oſt 
nach Leißow innerhalb des Stadtkreiſes Frankfurt a. O., durch das Amtsblatt der Regierung in 
Frankfurt a. O. Nr. 40 S. 205, ausgegeben am 7. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 12. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Badiſche Anilin⸗ und Sodafabrik in Ludwigshafen a. Rh. als Päch⸗ 
terin der Braunkohlengrube Pauline bei Stöbnitz im Kreiſe Querfurt für die Verlegung des Weges 
Jorbau-St. Ulrich im Felde der Grube Pauline, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg 


Nr. 39 S. 219, ausgegeben am 30. September 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Kreis Oldenburger Elektrizitätsgenoſſenſchaft, e. G. m. b. H. in Göhl 

0 Verteilung des elektriſchen Stromes in dem Kreiſe 
Oldenburg und in einzelnen Gemeinden und Gutsbezirken des Kreiſes Plön, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Schleswig Nr. 42 S. 367, ausgegeben am 7. Oktober 1922; 


13. 


14. 


16. 


17. 


18. 


19. 


20. 


21, 


EIEMF 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 13. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Eigentümer der Kalkwerke Dehrn⸗Dietkirchen zu Dietkirchen a. d. Lahn, 
Eduard Bartling, zum Bau eines ſchmalſpurigen Feldbahn⸗Transportgleiſes, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Wiesbaden Nr. 40 S. 265, ausgegeben am 7. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Preußiſchen Staat, vertreten durch das Waſſerbauamt in Emden, 
zur Gewinnung neuen Baggergeländes für den Deichbau an der Knock, durch das Amtsblatt der 
Regierung in Aurich Nr. 39 S. 201, ausgegeben am 30. September 19227 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. September 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Buderus'ſchen Eiſenwerke in Wetzlar für die Erhaltung eines Stark 
ſtrommaſtes in der Gemarkung Gräveneck im Kreiſe Oberlahn, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Wiesbaden Nr. 40 S. 265, ausgegeben am 7. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Magiſtrat der Stadt Buer i. W. für die Erweiterung des ſtädtiſchen 
Friedhofs in Buer⸗Beckhauſen, durch das Amtsblatt der Regierung in Münſter Nr. 41 ©. 374, 
ausgegeben am 14. Oktober 1922; N 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 20. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Trittenheim für die Anlage einer neuen Megeverbindung 
Trittenheim-Zommetterhöhe-Hochwald, genannt Kardelweg, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Trier Nr. 40 S. 193, ausgegeben am 7. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. September 1922, betreffend die Ausdehnung 
des dem Märkiſchen Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Berlin, durch die Erlaſſe des Preußiſchen 
Staatsminiſteriums vom 25. Juli 1921 und 30. November 1921 verliehenen Enteignungsrechts auf 
die Kreiſe Züllichau⸗Schwiebus und Grünberg, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Liegnitz Nr. 40 S. 271, ausgegeben am 7. Oktober 1922, und 

» » » Frankfurt a. O. » 41 » 213, » » 14. 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Oberbruch im Kreiſe Heinsberg für die Ausführung eines 
Hochwaſſerſchutzdeiches in der Gemarkung Oberbruch, durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen 
Nr. 43 S. 237, ausgegeben am 28. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Verband der Elektrizitätsgenoſſenſchaften des Harlingerlandes, 
e. G. m. b. H. zu Eſens (Oſtfriesland), für den Bau von Hochſpannungs⸗ und Anſchlußleitungen in 
dem als „Harlingerland“ geltenden Teile des Kreiſes Wittmund, durch das Amtsblatt der Regierung 
in Aurich Nr. 40 S. 211, ausgegeben am 7. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 23. September 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Steinwerke Dubring, G. m. b. H. in Dubring im Kreiſe Hoyerswerda 
O. L., für den weiteren Ausbau ihres Steinbruchbetriebs, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Liegnitz Nr. 40 S. 270, ausgegeben am 7. Oktober 1922; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. September 1922, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Gemeinde Raumbach im Kreiſe Meiſenheim für den Bau eines Weges, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Coblenz Nr. 47 S. 289, ausgegeben am 28. Oktober 1922; 


23. 


24. 


26. 


27. 


29. 


30, 


31. 


= 480 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminifteriums vom 2. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Deutſche Reich, vertreten durch den Reichsminiſter der Finanzen, für die 
Errichtung einer Zollwachtbude in der Gemeinde Suderwick im Kreife Borken, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Münſter Nr. 41 S. 374, ausgegeben am 14. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Gewerkſchaft Eliſe II in Halle a. S. für die Erweiterung der Abraumhalde 
der Grube Eliſe II bei Mücheln, durch das Amtsblatt der Regierung in Merfeburg Nr. 42 S. 233, 
ausgegeben am 21. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an die Braunkohlen- und Brikett⸗Induſtrie, Aktiengeſellſchaft in Berlin, für die 


Erweiterung des Tagebaues IV ihres Braunkohleubergwerkes Marie-Anne bei Kleinleipiſch im Kreiſe 
Liebenwerda, durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 43 S. 239, ausgegeben am 
28. Oktober 1922; N g 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Oktober 1922, betreffend die Verleihung 
des Euteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Siegerland, G. m. b. H. in Siegen, zum Bau einer 


50 000⸗Voltleitung von dem Kraftwerke Höhn nach der Umſpannſtation Altenkirchen im Oberweſter⸗ 


waldkreiſe, durch das Amtsblatt der Regierung in Wiesbaden Nr. 42 S. 281, ausgegeben am 
21. Oktober 1922; 

der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an das kommunale Überlandwerk Wittgenſtein, G. m. b. H. in Berleburg in Weſt⸗ 


falen, für die Erzeugung, Umformung und Fortleitung elektriſcher Energie im Kreiſe Wittgenſtein, 
durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 42 S. 487, ausgegeben am 21. Oktober 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an »Phoenix«, Aktiengeſellſchaft für Bergbau und Hüttenbetrieb, Abteilung 
Hörder Verein zu Hörde in Weftfalen, für die Erneuerung und Erweiterung der Betriebsanlagen der 
Hermannshütte in Hörde, durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 44 S. 521, aus⸗ 
gegeben am 4. November 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen Stagtsminiſteriums vom 13. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteiguungsrechts an die Gemeinde Iſſel im Kreiſe Trier für die Weiterführung eines Feldwegs 


zwiſchen dem Orte Iſſel und dem Wege Parzelle 356, durch das Amtsblatt der Regierung in Trier 
Nr. 44 S. 211, ausgegeben am 4. November 1922; = 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 18. Oklober 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts au das Elektrizitätswerk Uberlandzentrale Börde, e. G. m. b. H. in Magdeburg, für 
den Bau einer 50 000 ⸗Volt⸗Hochſpannungsfernleitung von Rogätz nach Burg und für die Errichtung 
einer Schaltſtation in Burg, durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 44 S. 271, 
ausgegeben am 4. November 1922; 


der Erlaß des Preußiſchen. Staatsminiſteriums vom 24. Oktober 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Hoyerswerda für die Verbreiterung der Kreischauſſee Bernsdorf 
Wiednitz nach Süden innerhalb der Gemarkung Berusdorf, durch das Amtsblatt der Regierung in 
Liegnitz Nr. 45 S. 306, ausgegeben am 11. November 1922. 


Berichtigung. 


Auf Seite 245 iſt in Zeile 6 von oben ſtatt „§ 2b“ zu ſetzen „§ 2a“. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Verlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 
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